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Wir haben auch schon festgestellt – so Vorredner 
von mir, insbesondere Herr Körfges –, dass wir 
nicht nur den Blick auf Repression lenken dürfen, 
sondern wir müssen insbesondere die Prävention 
ins Auge fassen. Da unterscheiden wir uns auch 
nicht in der Haltung, Herr Dr. Stamp. Ich glaube, 
dass wir mit dem Projekt „Wegweiser“, das bun-
desweit bisher einmalig ist – ich werbe bei meinen 
Innenministerkollegen der anderen Länder, Ähnli-
ches aufzulegen –, einen wichtigen Schritt gehen, 
der nicht zu unterschätzen ist. Wir haben die Infor-
mationen, wenn es droht, dass junge Männer in 
diese Szene abgleiten, weil Lehrer, Familienange-
hörige, Eltern, Geschwister sagen: Unser Sohn, un-
ser Bruder verändert sich plötzlich. – Wir haben 
dann zwar diese Information, aber wenige Kultur-
techniken hinsichtlich Sprach- und Religionskennt-
nissen, um tatsächlich einer solchen Gefahr wirk-
sam begegnen zu können. Deshalb sind diese örtli-
chen Netzwerke gemeinsam mit Moscheevereinen, 
gemeinsam mit Imamen wichtig, damit wir diese 
Kompetenz in solchen Netzwerken auch tatsächlich 
verankert haben und auf diesen jungen Mann ein-
gewirkt werden kann.  

Was die Rückkehrer angeht, Herr Stamp, teile ich 
Ihre Einschätzung, dass das uns allen große Sor-
gen macht. Dabei sollen die Rückkehrer aber auch 
nicht pauschaliert werden. Die einen kommen wirk-
lich traumatisiert aus Kriegserlebnissen zurück. Die 
anderen kommen desillusioniert zurück, weil sie 
festgestellt haben, dass sie eigentlich nur als Kano-
nenfutter missbraucht werden. Aber es kommen 
auch welche zurück, die zusätzlich radikalisiert, zu-
sätzlich verroht sind und Kenntnisse im Umgang mit 
Waffen und Sprengstoffen haben. Und die stellen in 
der Tat ein Sicherheitsrisiko dar. Die müssen – so 
schwierig es ist – die Sicherheitsbehörden des Bun-
des und der Länder im Blick behalten, weil, wie ich 
eingangs gesagt habe, das eine dynamisch wach-
sende Szene ist. Diese gewaltbereiten Rückkehrer 
gelten dort als Helden. 

Ich freue mich auf eine intensive Diskussion im 
Fachausschuss und hoffe, dass der Haushaltsge-
setzgeber unsere Bestrebungen in diesem Bereich 
nicht nur zur Kenntnis nimmt, sondern in ausrei-
chendem Maße unterstützt. – Herzlichen Dank für 
die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Meine Damen und Herren, weitere 
Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Deshalb 
schließe ich die Aussprache.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrages Drucksache 
16/6127 an den Innenausschuss – federführend – 
sowie an den Integrationsausschuss. Die ab-
schließende Abstimmung soll im federführenden 
Ausschuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer ist 

für diese Überweisungsempfehlung? – Gibt es Ge-
genstimmen? – Enthaltungen? – Das ist nicht der 
Fall. Damit ist diese Überweisungsempfehlung ein-
stimmig angenommen. 

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 

4 Gesetz zur Änderung des Landesmedienge-
setzes Nordrhein-Westfalen und des Tele-
medienzuständigkeitsgesetzes – 14. Rund-
funkänderungsgesetz – 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/4950 

Änderungsantrag  
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/6204 – Neudruck 

Änderungsantrag  
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/6218 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Kultur und Medien 
Drucksache 16/6137 

zweite Lesung 

In Verbindung mit: 

Beitrag zu Vielfalt und Qualität im Journalis-
mus leisten – Gemeinnützigkeit von Journa-
lismus anerkennen 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/6130 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner für die SPD-Fraktion Herrn Kollegen Vogt 
das Wort.  

Alexander Vogt (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Angesichts der fortschreitenden Digi-
talisierung, einer immer schneller werdenden tech-
nischen Entwicklung und eines dramatischen Wan-
dels in der Mediennutzung hat die Politik die Aufga-
be, eine Reihe von Fragen zu beantworten, bei-
spielweise: Wie halten die Mediengesetze den An-
forderungen der Zukunft stand?  

Wenn wir uns ansehen, das Web-Radios entstehen, 
sich die Zeitungslandschaft dramatisch ändert, neue 
Endgeräte vorhanden sind, müssen wir uns fragen: 
Welche Spielräume können wir den Medienunter-
nehmen in NRW eröffnen? NRW ist Medienland 
Nummer eins. Wir haben 25.000 Medien- und 
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Kommunikationsunternehmen mit mehr als 400.000 
Mitarbeitern. Das fängt bei Filmproduzenten an, 
geht weiter über erfolgreiche Verlage und TV-
Sender bis hin zur wachsenden Games-Industrie.  

Eine weitere Frage ist: Wie können wir gesellschaft-
liche, kulturelle und wirtschaftliche Interessen opti-
mal austarieren? Denken wir einmal an die Zusam-
mensetzung der Gremien und an Themen wie die 
Netzneutralität.  

Was soll eigentlich ein Landesmediengesetz ange-
sichts bundes- und europarechtlicher Vorgaben und 
Entwicklungen leisten? Was kann zum Beispiel über 
die LfM und über Satzungen geregelt werden?  

Diese ganzen Fragestellungen haben Sie als CDU, 
als FDP sich auch schon zu Ihrer Regierungszeit 
gestellt. Es sind eine Reihe neuer Fragen hinzuge-
kommen. Ich bin mir sicher, dass wir mit diesem 
Gesetzentwurf gute und zeitgemäße Antworten ge-
funden haben. Das wurde auch in der Sachverstän-
digenanhörung deutlich.  

Was die Sachverständigenanhörung angeht, möch-
te ich an Dr. Tobias Schmid von RTL oder auch an 
den Direktor der Landesanstalt für Medien erinnern, 
die von einem guten Gesetzentwurf sprachen, der 
in die richtige Richtung geht.  

Der Deutsche Journalistenverband lobt den Ge-
setzentwurf und nennt insbesondere die Stiftung als 
einen wichtigen Bestandteil. Sogar der VPRT hat 
am Donnerstag im Medienausschuss den Gesetz-
entwurf positiv erwähnt und zuvor von einem muti-
gen und innovativen Gesetzentwurf gesprochen, mit 
dem neue Wege beschritten werden.  

Sie merken: Es lohnt sich, genauer hinzusehen. 

Der Gesetzentwurf der Landesregierung hat drei 
große Ziele: Vielfalt fördern, Partizipation ermögli-
chen und Transparenz stärken.  

Wenn wir uns ansehen, wie dieser Gesetzentwurf 
entstanden ist, dann stellt man fest, dass dort neue 
Wege beschritten wurden. Die Landesregierung hat 
einen ersten Arbeitsentwurf ins Netz gestellt. Dort 
fand eine Onlinekonsultation statt: Vereine, Organi-
sationen, Unternehmen, aber auch Bürger konnten 
sich beteiligen. Und mit über 500 Kommentaren und 
Stellungnahmen war es ein erfolgreicher Prozess. 
Dieser Prozess wurde immer wieder kritisiert, ins-
besondere von CDU und FDP. Wir haben uns na-
türlich gefragt, was Sie eigentlich so geärgert hat. 
Denn wir schaffen mehr Transparenz, wir wollen 
Menschen beteiligen.  

Dann haben wir festgestellt, dass Sie auch eine On-
linekonsultation zum Landesmediengesetz hatten, 
und zwar über die gleiche Zeit, vier Wochen, zwei 
Wochen in den Ferien, fast identisch. Das war 2009. 
Sie erhielten 40 Anregungen; wir hatten 591 be-
kommen. Das erklärt wohl, warum Sie sich über 
diesen erfolgreichen Prozess der Landesregierung 
so ärgern.  

(Beifall von der SPD und den PIRATEN) 

Im Anschluss an diesen Onlinekonsultationsprozess 
wurde dieser Gesetzentwurf eingebracht. Wir hatten 
eine umfangreiche Anhörung. Mehr als 25 Experten 
haben Stellungnahmen und Ideen beigetragen. In 
der Zwischenzeit ist noch etwas passiert: Das Bun-
desverfassungsgericht hat ein Urteil zum ZDF-
Staatsvertrag gefällt. Dieses Urteil gibt uns Hinwei-
se, was wir an diesem Gesetzentwurf, der durch die 
Landesregierung eingebracht wurde, noch verän-
dern und in Bezug auf die Auswahl und Zusam-
mensetzung von Gremien und Transparenzvor-
schriften noch verbessern können. Darum haben 
wir heute auch einen Änderungsantrag eingebracht, 
der zum großen Teil auf diese Anforderungen ein-
geht.  

Aber schauen wir uns erst einmal den Gesetzent-
wurf an. Er sieht vor, das einmalige System, das 
System, das wir an Lokalradios in Nordrhein-
Westfalen mit den 44 Sendern haben und das in 
keinem anderen Bundesland vorhanden ist, dass 
Journalisten vor Ort berichten und vor Ort recher-
chieren, weiter aufrechtzuerhalten.  

Bei der Einbringung fand ich es schon bemerkens-
wert, dass der Kollege Nückel von der FDP an die-
sem Pult sagte, dass man dieses Radiomonopol 
aufbrechen müsse. Das müssen wir uns genauer 
vor Augen führen. Was heißt das denn, dieses Ra-
diomonopol aufzubrechen?  

Wir wollen genau das Gegenteil. Wir wollen diese 
44 Sender schützen, die vor Ort lokale Berichter-
stattung machen, die vor Ort ihre Redaktionen ha-
ben und die auch zur Vielfalt bei einem wegbre-
chenden Zeitungsmarkt beitragen. Und wir wollen 
dieses System stärken, meine Damen und Herren. 
Da sind wir von der FDP weit entfernt.  

(Beifall von der SPD) 

Wir haben in diesem Gesetzentwurf den Bereich 
der Frequenzvergabe. Auch hier wollen wir das pri-
vate Hörfunksystem stärken. Und wir stärken auch 
die Landesanstalt für Medien, indem sie die Aufsicht 
über die Telemedien übertragen bekommt.  

Wir haben den Bereich Partizipation, Beteiligung. 
Wir haben hierbei das Thema „Bürgermedien“. Wir 
haben im Koalitionsvertrag vereinbart, dass wir die 
Bürgermedien stärken wollen. Das wird mit diesem 
Gesetz geschehen. Es soll eine Onlineplattform ge-
ben, es wird einen Lehr- und Lernsender geben. Es 
gibt eine institutionelle Förderung finanzieller Art für 
Radiowerkstätten. Wir haben in diesem Gesetzent-
wurf einen zeitgemäßen Weg gefunden, indem man 
auch die Onlinekomponente mit einbezieht, Bür-
germedien zu stärken.  

Wir haben einen ganz wichtigen Punkt, vielleicht 
sogar den wichtigsten in diesem Gesetzentwurf 
verankert und auf die Situation am Zeitungsmarkt 
reagiert: Denn die gesamte Redaktion der „Westfä-
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lischen Rundschau“ ist in den letzten Monaten nicht 
mehr vorhanden. In der letzten Woche wurde eine 
Kooperation zwischen der „Rheinischen Post“ und 
der „NRZ“ angekündigt. Das heißt, dass auch dort 
weniger Medienvielfalt entsteht.  

Die Politik hat die Aufgabe, sich in diesem Bereich 
Gedanken zu machen und Vorschläge zu unterbrei-
ten. Der Gesetzentwurf sieht hierzu eine Stiftung für 
Vielfalt und Partizipation vor, eine Stiftung, die loka-
len Journalismus stärken soll, die eine Diskursplatt-
form ermöglichen soll, wie wir auch weiterhin in den 
Kommunen, in den Städten, im Land kommunizie-
ren. 

Das betrifft nicht nur Politik. Das betrifft Vereine, 
Verbände, genauso die Kirchengemeinde wie den 
Sportverein vor Ort, die nicht mehr innerhalb einer 
Stadt kommunizieren, ganz zu schweigen davon, 
dass lokaler Journalismus auch Politik und Wirt-
schaft kontrolliert und darüber berichtet. 

Der FDP-Antrag, der gleichzeitig beraten wird, 
schlägt eine Gemeinnützigkeit von Journalismus 
vor. Bisher hatten wir von der Opposition nur Kritik 
an der Stiftung und nicht einen einzigen Vorschlag 
bekommen. Von daher bewerte ich es schon mal 
als positiv, dass die FDP – von der CDU haben wir 
bisher nichts dazu gehört – einen eigenen Vor-
schlag einbringt.  

Ich denke, dass dieser Vorschlag diskussionswürdig 
ist, Herr Nückel, und als weiterer Baustein zu sehen 
ist, der neben der Stiftung diskutiert werden muss. 
Der Deutsche Journalisten-Verband sieht das ge-
nauso. Der Deutsche Journalisten-Verband spricht 
von einem weiteren Baustein. Aber die Arbeit von 
privatwirtschaftlich organisierten Medienunterneh-
men darf dadurch nicht ersetzt werden. Von daher 
ist das ein Punkt, den wir auch im Medienaus-
schuss weiter diskutieren werden. 

Angesichts des Staatsvertragsurteils und aufgrund 
von Anregungen aus der Onlinekonsultation sowie 
von Experten aus der Anhörung haben wir einen 
Änderungsantrag eingebracht. Dieser Änderungs-
antrag umfasst einige Punkte. Eine Reihe hiervon 
möchte ich Ihnen gerne erläutern. 

Wir müssen, wie gesagt, auf das Staatsvertragsur-
teil reagieren und haben hier durch mehr Transpa-
renz und erweiterte Veröffentlichungspflichten bei 
der LfM unseren Beitrag geleistet.  

Wir haben die Aufgabe, Staatsferne zu erzeugen 
und einer sogenannten Versteinerung entgegenzu-
wirken. Das machen wir, indem wir die Medien-
kommission weiter ausbauen, indem wir sie anders 
zusammensetzen. Das betrifft einige neue Organi-
sationen. 

Wir haben auch zwei Vorschläge in unserem Ände-
rungsantrag, um eine erhöhte Staatsferne zu errei-
chen. Der eine ist, dass sich Organisationen beim 
Landtag zusätzlich bewerben können und für eine 

Periode dann mit einer Zweidrittelmehrheit im Land-
tag bestimmt werden kann, wer an der Medien-
kommission teilnimmt und Vertreter in diese Kom-
mission entsenden kann. 

Wir schaffen darüber hinaus durch diesen Ände-
rungsantrag die Möglichkeit, dass sich Einzelperso-
nen direkt bei der LfM bewerben können und die 
Medienkommission dann die Möglichkeit hat, Ein-
zelpersonen auszuwählen, die auch in die Medien-
kommission aufgenommen werden. 

Wir haben einen Änderungspunkt, was die Bürger-
medien und hier den Bürgerfunk angeht. Es gab ei-
ne heftige Diskussion, die ja auch öffentlich geführt 
wurde. Wir haben hierbei einen guten Kompromiss 
gefunden. Die Bürgerfunkzeiten werden auf 20 Uhr 
statt auf 21 festgelegt. Das ist ein guter Kompro-
miss, der in den Stellungnahmen auch vom Journa-
listenverband und von den Chefredakteuren in den 
eigenen Sendern durchaus als Kompromiss gese-
hen wurde. Wenn man sich vor Ort in einem Sender 
auf andere Regelungen einigt, bieten wir natürlich 
die Möglichkeit, dass dort auch andere Regelungen 
getroffen werden können. 

Wir haben ein ganz wichtiges Thema, was wir auch 
im Parlament schon öfter diskutiert haben, aufge-
nommen und der Landesanstalt für Medien durch 
diesen Änderungsantrag die Aufgabe mit auf den 
Weg gegeben, Netzneutralität als Thema vorzuse-
hen. Dass die Netzneutralität, die diskriminierungs-
freie Durchleitung von Daten im Internet, ein The-
menfeld der LfM ist, ist ein Zeichen und reagiert 
auch auf die Anregung, die Herr Prof. Holznagel in 
der Anhörung eingebracht hat.  

Wir haben im Änderungsantrag die Menschen mit 
Behinderungen bzw. Vertreter von Menschen mit 
Behinderungen berücksichtigt, zum Beispiel in den 
Veranstaltergemeinschaften des lokalen Hörfunks. 

Außerdem haben wir , wie wir auch im Ausschuss in 
den letzten Wochen diskutiert haben, die Anforde-
rungen, was die Qualifikation von Mitgliedern an-
geht, die durch die Organisationen in die Medien-
kommission entsandt werden, geändert. Wir setzen 
hier darauf, dass ein eigener Anspruch der einzel-
nen Mitglieder und der Organisationen besteht, sich 
weiterzubilden und Qualifikationen einzubringen. 

Insgesamt ist das ein guter Gesetzentwurf. Auf-
grund unserer Änderungen sagen wir aus Parla-
mentssicht, dass wir noch einige Verbesserungen 
vorgenommen haben. Herzlichen Dank der Landes-
regierung, herzlichen Dank dem Koalitionspartner 
und den Experten, die sich eingebracht haben, und 
auch der Piratenfraktion, die mit auf diesen Ände-
rungsantrag gegangen ist und Ideen eingebracht 
hat. 

Wir haben die Fragestellungen, die ich am Anfang 
genannt habe, gut beantwortet. Wir haben sie zeit-
gemäß beantwortet. Wenn wir uns die Expertenan-
hörung ansehen, stellen wir fest: Ein Experte hat 
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davon gesprochen, dass wir hiermit wohl das mo-
dernste Landesmediengesetz im Vergleich zu allen 
anderen Bundesländern bekommen. Das sehen wir 
auch so. NRW geht damit voran.  

Wir werben um Zustimmung. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Vogt. – Für die CDU-Fraktion erteile 
ich als nächstem Redner Herrn Kollegen 
Prof. Sternberg das Wort. 

Prof. Dr. Thomas Sternberg (CDU): Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Da-
men und Herren! Lieber Kollege Vogt, so viel Lob 
auf einmal – aber das kann man ja eigentlich auch 
erwarten. Aber dieses heftige Schulterklopfen zum 
Staatssekretär – na ja. 

Ich habe die Frage, über was wir heute eigentlich 
diskutieren. Es war ein Gesetz angekündigt, und 
zwar mit großer Ankündigung transparenter Verfah-
ren. Ein Onlinekonsultationssystem zum Referen-
tenentwurf im vorigen Jahr war der Auftakt. Das 
sollte besonders transparent und offen behandelt 
werden. Daraufhin ist der Referentenentwurf zu-
rückgezogen und überarbeitet worden. Alles völlig 
okay. 

Der Gesetzentwurf wurde eingebracht, wurde bera-
ten, und es gab am 8. Mai eine intensive Anhörung, 
deren Auswertung dann in der vergangenen Woche 
stattfand. In der Sitzung in der letzten Woche sag-
ten Sie, Kollege Vogt, es gäbe noch einen Ände-
rungsantrag, der sich auf die Besetzung der Medi-
enkommission beziehe, und zwar als Konsequenz 
aus dem ZDF-Verfassungsgerichtsurteil zur Beset-
zung der Kommission.  

Na ja, haben wir gedacht: Mal sehen, was da noch 
kommt. Wir waren ein bisschen überrascht, denn 
eigentlich ist aus dem Urteil des Verfassungsge-
richts zum ZDF überhaupt nichts für die Medien-
kommission zu ziehen, auch nichts für den WDR-
Rundfunkrat. Die sind alle völlig okay und auch 
nach dem Urteil okay. Es war ein bisschen überra-
schend, dass das kam. Nun gut, haben wir gesagt, 
sehen wir uns einmal an, was da kommt. 

Dann kam gestern Mittag eine 28-seitige Ände-
rungsvorlage zumindest für uns als die Fachspre-
cher. Diese Änderungsvorlage ist eine Tischvorlage 
für die Plenarsitzung. Das stelle man sich einmal 
vor! Da beginnt ein Prozess, der transparent ange-
legt ist, mit einem öffentlichen Konsultationsprozess 
und endet mit einer 28-seitigen Tischvorlage, die 
jetzt einmal eben durchgewunken werden soll. Mei-
ne Damen und Herren, das ist nicht Parlamentaris-
mus. 

(Beifall von der CDU) 

Die Veränderungen, die in den 28 Seiten stehen, 
sind auch durchaus gravierend. 

(Zuruf von der SPD: Der Inhalt macht es 
aus!) 

Wenn man durchblättert, entdeckt man plötzlich 
massive Veränderungen. Da sollen zum Beispiel, 
wie ich finde völlig aus der Luft gegriffen, neue Vo-
raussetzungen für den Direktor der Landesanstalt 
für Medien eingeführt werden, die sich wahrschein-
lich nicht sachlich, sondern persönlich begründen 
lassen, um damit nur eine der vielen Nickeligkeiten 
in diesem langen Änderungsantrag zu nennen. 

(Lutz Lienenkämper [CDU]: So ist das!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte auf das Gan-
ze des Gesetzes zu sprechen kommen. Es handelt 
sich um die Novellierung eines im Großen und 
Ganzen gut funktionierenden Gesetzes. Das hat of-
fensichtlich auch die jetzige Regierung eingesehen. 
Das Gesetz, das wir damals gemacht haben, ist ein 
gutes Gesetz. Auch die Landesmedienkommission, 
die Lokalfunkanstalten, Sie haben das gerade er-
wähnt, Herr Voigt, sind gut, und alles funktioniert 
gut. Das kann im Gesetz so bleiben. 

Jetzt aber kommen neue Regelungen hinzu. Es 
entsteht eine neue Regelungsdichte. Die Frage ist: 
Ist eine solche Regelungswut eigentlich angemes-
sen für einen Medienstandort und für eine Mediensi-
tuation, die sehr stark im Umbruch begriffen ist? Da 
habe ich meine Fragen. 

Ich habe den Eindruck, es ist fast so, wie beim 
Hochschulgesetz, wenn auch nicht ganz so 
schlimm: möglichst viele Regulierungen, möglichst 
viele Detailsteuerungen. Dabei braucht diese Medi-
enlandschaft weniger Detailsteuerungen und mehr 
Vertrauen in die Arbeit der Medienkommission der 
Landesanstalt. 

(Lutz Lienenkämper [CDU]: So ist es!) 

Die Landesanstalt braucht fraglos die Kompetenz, 
wie es in einer der Änderungen heißt, Maßnahmen 
zur Sicherstellung von Netzneutralität zu treffen. 
Damit sind wir völlig einverstanden. Das ist eine 
ganz wichtige Formulierung, die sich innerhalb Ihrer 
28 Seiten auf Seite 11 unter der Nummer 13 findet, 
allerdings mit sehr unklaren Ergänzungen. Diese 
muss ich überhaupt erst einmal richtig verstehen. 
Es stehen Sätze vor dieser Formulierung, die so 
schön klar ist und die wir übrigens alle kannten, bei 
denen ich erst nachprüfen muss, was das eigentlich 
heißt. Das ist in einen durchaus größeren Kontext 
gepackt, bei dem den Parlamentariern vielleicht 
auch zugute gehalten werden sollte, dass sie das in 
Ruhe lesen und darüber nicht von einem auf den 
anderen Tag mit Handhochheben abstimmen soll-
ten. 

Wer weiß, was man da noch alles entdecken kann? 
Wir sehen uns jedenfalls außer Stande, hier heute 
an diesem Tag ein Gesetz angemessen zu beraten, 
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dessen Text durch die Tischvorlage derart gravie-
rend verändert und ergänzt wird. 

Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Das, was Sie hier machen, ist ein Aushe-
beln des Parlamentes. Wir haben keine Beratungs-
möglichkeiten: erst die Ankündigung der offenen 
Beteiligungsprozesse 

(Zuruf von der SPD) 

und jetzt die Überrumpelung des Parlaments. Ich 
fordere Sie auf: Ziehen Sie den Entwurf zurück. 
Lassen Sie uns den Gesetzentwurf dort beraten, 
wohin er gehört, im Ausschuss. Rücküberweisen wir 
den Gesetzentwurf an den Ausschuss, und lassen 
Sie uns im Ausschuss über diese 28 Seiten Ände-
rungsanträge beraten. 

(Beifall von der CDU) 

Ich sehe beim ersten Lesen durchaus, dass das 
meiste davon unstreitig ist. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Aber schon die Tatsache, dass wir solche Nickelig-
keiten finden und es offensichtlich Fußangeln gibt, 
lässt uns erheblich daran zweifeln, ob hier nicht 
ganz bewusst in letzter Minute Formulierungen hin-
einkommen in dem Vertrauen darauf, dass das we-
der Opposition noch Presse merken. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich einige 
Anmerkungen zum Kernproblem des Gesetzes ma-
chen. Die vorgesehene „Stiftung für Partizipation 
und Vielfalt ist nicht zu verantworten. Sie möchten 
damit den Lokaljournalismus unterstützen, vor allen 
Dingen den Lokaljournalismus, aber eben auch den 
Journalismus der Zeitungen. Die Anhörung hat hin-
reichend deutlich gemacht, dass die Stiftung einer 
Beklagung nicht standhalten wird. Da deutet sich 
die nächste Klatsche an. 

Sie haben in der Frage der Beamtenbesoldung 
nicht auf die einhellige Warnung der Gutachter ge-
hört. Tun Sie das jetzt, sonst ist das nächste Schei-
tern programmiert. 

Drei Gründe sprechen gegen diese Stiftung. Der 
gravierendste Fehler ist die Finanzierung aus Mit-
teln des Rundfunkbeitrags oder, korrekterweise, der 
Haushaltsabgabe. Herr Prof. Dr. Holznagel hat in 
der Anhörung gesagt, natürlich könne die Stiftung 
nicht die Presse unterstützen. Herr Prof. Dr. Gers-
dorf sagte: „Verfassungsrechtlich unhaltbar“. Ich zi-
tiere am liebsten die „Frankfurter Allgemeine Zei-
tung“ von gestern, in der der entsprechende Artikel 
überschrieben war mit „Das Rettungspaket ist eine 
Bombe“. In dem Artikel wurde kurz und knapp for-
muliert, Frau Michel, die Justiziarin des WDR, nahm 
diese Stiftung verfassungsrechtlich nach allen Re-
geln der Kunst auseinander. Das hat sie auch ge-
tan. 

Die Zweckbestimmung des Rundfunkbeitrags oder 
der Haushaltsabgabe ist nicht in unser Belieben ge-

stellt. Die Rundfunkabgabe ist kein beliebig nutzba-
rer Posten. Das ist übrigens gesetzlich festgelegt. 
Das wissen Sie auch. 98 % müssen der Förderung 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, seiner Auf-
rechterhaltung und Sicherstellung dienen. 2 % kön-
nen für andere Zwecke genutzt werden. Bei diesen 
anderen Zwecken nennt § 40 Rundfunkstaatsver-
trag: 

„Formen der nichtkommerziellen Veranstaltung 
von lokalem und regionalem Rundfunk und Pro-
jekte zur Förderung der Medienkompetenz kön-
nen aus dem Anteil nach Satz 1 aufgrund be-
sonderer Ermächtigung durch den Landesge-
setzgeber gefördert werden.“ 

Dort gibt es den Begriff der Medienkompetenz. In 
der Anhörung wurde deutlich gemacht, dass Medi-
enkompetenz ein Begriff ist, der selbstverständlich 
vom Rezipienten her gedacht ist: Wie sind die Nut-
zer, die Hörer, die Leser, die Zuschauer in bestimm-
ter Weise zu schützen und kompetent zu machen? 
Wie sind sie zu fördern? Das meint der Begriff der 
Medienkompetenz. 

Wenn unter diesem Vorwand jetzt etwas für ganz 
andere Zwecke gemacht wird, könnte es eine Be-
klagung dieser Stiftung nicht nur aus der Richtung 
der Gebührenzahler geben, die gegen ihre Beitrags-
rechnungen klagen können, wahrscheinlich auch 
klagen werden. Es könnte auch Klagen unter den 
Ländern über die Frage der Bundestreue und dar-
über geben, ob die Bundestreue eingehalten ist, 
wenn man hier eine Regelung macht, die in ande-
ren Ländern nicht gilt. Das ist alles schön dargestellt 
worden. Man braucht sich nur einmal die Stellung-
nahmen der gutachterlichen Anhörung anzusehen. 

Das, was im Referentenentwurf in schönster Deut-
lichkeit im Text stand, steht jetzt nur noch versteckt 
im Anhang. Aber es geht immer noch um Presse.  

Das hat gestern sogar der Vorsitzende der Medien-
kommission Prof. Schwaderlapp, die ja versucht, 
das Beste aus der Stiftung zu machen, deutlich ge-
macht. Er hat gezeigt, wohin die Reise gehen soll, 
und hat gleich damit begonnen, dass er sagte – ich 
darf zitieren –: Wir sehen seit Langem, dass die 
publizistische Vielfalt und Qualität in den traditionel-
len Medien gefährdet sind bei den Tageszeitun-
gen. – Dann kommen die anderen auch. – Es droht 
eine Verarmung im Journalismus. – Dann sagt er, 
die sinkenden Auflagen der Zeitungen und die weg-
brechenden Werbeerlöse seien deutliche Zeichen 
einer Krise.  

Ja, das ist richtig. Das sind Zeichen einer Krise. Da-
rauf muss man reagieren. Aber darauf kann man 
nicht reagieren durch einen etatistischen Ansatz, 
der jetzt von oben eine Gießkanne ausschüttet und 
sagt: Ich gebe euch jetzt Geld, mit dem ihr das alles 
lösen könnt. 

Meine Damen und Herren, die Regierung gibt vor, 
mit diesem Gesetzentwurf die fraglos schwindende 
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Zeitungslandschaft zu stützen. Gleichzeitig schaden 
Sie aber an anderer Stelle den Verlegern, die zu-
meist auch die Betriebsgesellschaften des Lokal-
funks stellen, durch eine Veränderung der Sende-
zeiten des Bürgerfunks. 

Sorgen Sie lieber dafür, dass die Rahmenbedin-
gungen für Zeitungsverleger stimmen! Helfen Sie 
mit, Rahmenbedingungen zu schaffen, damit die 
Verleger mit ihren journalistischen Angeboten auch 
im Internet Geld verdienen können! Dann können 
die auch Journalisten einstellen und bezahlen.  

An Qualität und Ausbildung fehlt es in diesem Lan-
de nicht. Wir haben sehr gute Journalisten. Es fehlt 
an Rentabilität im Zeitungsmarkt. Aber auch da ist 
Ihre Lösung – wie immer in der SPD – etatistisch, 
nicht Subsidiarität und Vertrauen auf Selbstständig-
keit und Rahmensetzung, damit das gelingt, son-
dern die segnende Gießkanne. Wenn dann staatli-
che Mittel dafür nicht da sind, dann erfolgt eben der 
Zugriff auf Rundfunkgebühren. 

Meine Damen und Herren, ich freue mich, dass wir 
zumindest eine dritte Lesung haben. Wir lehnen das 
Gesetz selbstverständlich ab. – Danke sehr. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Prof. Sternberg. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen erteile ich Herrn Kollegen Keymis 
das Wort. 

Oliver Keymis (GRÜNE): Vielen Dank. – Herr Prä-
sident! Das war jetzt eine echte Bombe, Herr Kolle-
ge Sternberg, die Sie da haben platzen lassen. Alle 
Achtung! Es bildet immer, auch die „FAZ“ zu lesen. 
Das muss man sagen. Aber nicht immer ist das, 
was Herr Burger schreibt, das, was sozusagen wahr 
und richtig ist. Manchmal verstricken sich auch 
Journalistinnen und Journalisten in ideologische 
Kampfgebiete. Da ist eines aufgemacht worden. 
Das ist ganz klar. Es geht immer um die Frage: Gibt 
es Staatsferne oder gibt es sie nicht?  

Die Diskussion, die wir geführt haben und führen 
über die „Stiftung für Vielfalt und Partizipation“ oder 
Partizipation und Vielfalt, ist so eine Debatte. Es 
geht überhaupt nicht darum – das wissen Sie auch, 
Herr Kollege Sternberg –, sich einzumischen in das 
journalistische Produkt, in die freie Entfaltung und 
die Tätigkeiten von Verlegerinnen und Verlegern. Es 
geht schlicht und ergreifend darum, das, was wir al-
le beobachten, gesellschaftlich ein Stück weit in den 
Blick zu nehmen und zu fragen: Wie kann man da-
rauf reagieren? 

Gerade im Lokalen – davon können wir in Nord-
rhein-Westfalen leider ein trauriges Lied singen – 
gerät der Journalismus ins Arge. Insgesamt steht 
die journalistische Vielfalt, die Meinungsvielfalt auf 
dem Spiel, wenn wir weiterhin einen solchen Abbau, 

Zusammenschlüsse, Kooperationsmodelle und 
Ähnliches erleben werden. 

Da ist die Frage, wie qualifiziert man sich zu diesem 
Thema aufstellt. Gibt es Möglichkeiten, zum Beispiel 
im Rahmen einer solchen Stiftung Modelle zu ent-
wickeln, die künftig lokale Berichterstattungen in 
Meinungsvielfalt und Freiheit ermöglichen? Das ist 
der Hintergrund dieser Überlegungen. 

Ich finde es richtig schade, dass Sie nichts kon-
struktiv beitragen, sondern nur das, was versucht 
wird, jetzt über diese Stiftung zu organisieren, in 
Grund und Boden – aus, wie ich finde, etwas ideo-
logisch motivierter Sicht – stampfen. Das gefällt uns 
nicht. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Wir werden dieses so beschließen. Wir wollen diese 
Stiftung. Wir wollen diesen Ansatz versuchen. 

Ich muss Ihnen auch offen sagen: Sie wissen, er ist 
hinterlegt mit etwa 1,6 Millionen €. Jetzt zu erzäh-
len, hier würde mit der Gießkanne ein ungeheuerli-
cher Betrag in die journalistische Landschaft ge-
schüttet und alles staatskontrolliert verändert, das 
ist doch alles dummes Zeug, Herr Kollege. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Sie müssen sich einfach den Betrag mal vor Augen 
führen. Dann wissen Sie, dass das alles nicht reicht, 
um eine echte Bombe zu zünden. Das wollen wir 
doch auch gar nicht. Wir sind doch friedliebend. 

Wir wollen uns aber gerne beschäftigen mit Ausei-
nandersetzungen, die uns auch in der Anhörung 
beschäftigt haben. Sehr wohl haben wir den Hin-
weis auf die Frage der Verfassungsmäßigkeit bei 
dieser Förderung registriert. Ist das, was man über 
einen Beitrag aus dem LfM-Etat nehmend fördert, 
verfassungskonform oder nicht?  

Sie haben selber das Thema „Medienkompetenz“ 
angesprochen. Herr Sternberg, wenn man das, was 
Prof. Gersdorf in diesem Raum dazu am 8. Mai ge-
sagt hat, wörtlich umsetzen würde, dann würde aus 
meiner Sicht fast keine unserer Landesmedienan-
stalten in Deutschland irgendeine Tätigkeit ausüben 
können außer der, dass sie auf das sieht, was die 
privaten Programme machen. Das ist ein sehr, sehr 
enger Rahmen, den der Professor hier – nicht un-
klug, gebe ich zu – gesetzt hat, der der Rechtswirk-
lichkeit in Deutschland in allen Bundesländern – 
soweit sie Landesmedienanstalten haben – nicht 
entspricht. Damit, denke ich, dass diese Kritik fehl-
läuft.  

Wir haben jetzt hier noch einen Änderungsantrag zu 
behandeln. Das ist so. Sie haben das angedeutet. 
Sie haben gesagt, Sie können nicht von gestern auf 
heute noch weitere – ich muss Sie übrigens korri-
gieren: 25 Seiten, nicht 28 – Seiten Änderungsan-
trag durchgehen.  
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Dann haben Sie aber im weiteren Verlauf Ihrer Re-
de gesagt, Herr Sternberg, das Meiste sei ja unstrei-
tig nach erstem Lesen. Beides habe ich Ihnen zuge-
traut, erstens schnell mal darüber zu schauen, ob 
da viel Kompliziertes und Neues drin ist, und zwei-
tens, ob es unstreitig ist oder nicht. Sie haben zu 
beidem Aussagen gemacht. Sie haben es erstens 
einmal durchgelesen. Sie haben auch gesagt, das 
Meiste sei unstreitig. 

Dann bauen Sie hier aber einen Popanz auf und 
schließen sich der Pressemitteilung an. Die habe 
ich mir echt noch mal herausgesucht, auch weil sie 
so schön ist, so blau-gelb, Liberale im Landtag Me-
dienINFO. Novelle wird zur Farce, hat Herr Nückel 
gesagt, gestern schon. Sie hatten es fast schon ge-
lesen, bevor Sie es überhaupt hatten.  

(Heiterkeit von der SPD) 

Denn Sie haben ja ganz schnell reagiert. Sie haben 
gestern schon reagiert, am Mittwoch, im MedienIN-
FO 222 mit einer Brutalreaktion gegen das Lan-
desmediengesetz.  

Vielleicht können Sie ja noch schneller lesen als 
Prof. Sternberg und sind noch mehr in der Lage, 25 
Änderungsantragsseiten mal eben in Bausch und 
Bogen zu verdammen.  

Sie merken schon, die Opposition agiert hier relativ 
uneinheitlich. Das darf sie auch. Sie ist ja schließlich 
in der Opposition nicht verbündet, sondern da 
macht jeder, was er will. Aber man muss es schon 
ein bisschen entlang an dem machen, was wir hier 
gemeinsam vorgeschlagen haben. 

Da wollen wir mal ganz schnell auf den Punkt kom-
men und sagen: Die Änderungen, Herr Kollege 
Sternberg, Herr Kollege Nückel, die wir Ihnen vorge-
legt haben, sind in ganz vielen Punkten redaktionell. 
Sie sind an einigen Stellen noch stark inhaltlich be-
zogen zum Beispiel auch auf das Verfassungsge-
richtsurteil zum ZDF-Staatsvertrag und die Frage, 
wie man mit dem Thema „Staatsferne“ umgeht.  

Sie regeln an bestimmten Stellen noch ein Stück 
weit nach, wo wir das Gefühl hatten, dass, wenn 
man es in dem zunächst etwas schwammig formu-
lierten Bereich belässt, wir uns am Ende künftigen 
rechtstechnischen Debatten nicht stellen können, 
wenn wir zum Beispiel Medienkommissionen und 
die Abfolgen darin und die Zusammensetzung und 
die Stellvertretungsfrage und, und, und nicht ver-
nünftig regeln. Das ist alles in Ordnung. 

Ich möchte jetzt noch einen Punkt ansprechen. 
Dann bin ich am Ende meiner Rede. Wir haben ei-
nen heftigen Streit in der Koalition geführt über die 
Frage, wie wir künftig mit dem Bürgerfunk umge-
hen.  

Das hängt damit zusammen, dass wir – gemein-
sam: Rot und Grün – mal Versprechungen gemacht 
haben. Einen Teil der Versprechungen haben wir 
jetzt über das Gesetz umgesetzt. Dafür bin ich allen 

dankbar. Deshalb denke ich, dass wir einen ver-
nünftigen Kompromiss erzielt haben. Er tut allen ein 
bisschen weh – das ist das Wesen des Kompromis-
ses –, aber niemandem so, dass nicht alle gut damit 
leben können. Das ist das Entscheidende, das 
Kerngeschäft von Politik. Da wir das in der Koalition 
verstanden haben, sind wir uns in dem Punkt einig 
geworden.  

Ich möchte mich bei allen Beteiligten sehr herzlich 
bedanken: bei der Regierung für den Entwurf und 
das Verfahren, bei den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern der Staatskanzlei, bei Ihnen, Frau Ministerin, 
und natürlich bei meinem Koalitionspartner für die 
insgesamt gute und konstruktive Zusammenarbeit. 
Ein paar Worte wird nachher Kollege Bolte zu The-
men sagen, die von uns prima in das Landesmedi-
engesetz hineingeregelt wurden. – Herzlichen 
Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Keymis. – Für die FDP-Fraktion erteile 
ich Herrn Kollegen Nückel das Wort.  

Thomas Nückel (FDP): Vielen Dank. – Sehr geehr-
ter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Liebe Kapitäne auf dem rot-grünen 
Medienpolitikerschiff! Ihr Schiff segelte lange unter 
falscher Flagge. Zunächst stand darauf: Transpa-
renz, Partizipation. Doch in der Nähe des Ufers – 
der Entscheidung – hissen Sie Ihre wahre Flagge. 
Seit weniger als 24 Stunden wissen wir endgültig: 
Ihre Flagge ist die der Farce, des Machtstrebens 
und der medienpolitischen Landnahme, um es ge-
nau zu sagen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wer Ihnen im letzten Monat zugehört hat, wie oft 
Sie gebetsmühlenartig von Transparenz gespro-
chen haben, so intensiv und selbstlobend wie heute, 
wer Ihnen zuhörte, konnte damals schon ahnen: Da 
ist noch was im Busch, und es sind alles andere als 
Zeichen der Transparenz. Die Knüller – soll ich lie-
ber die Schweinereien sagen? –, Gängelungen, 
Last-Minute-Angebote haben Sie uns heute feier-
lich, mit viel sprachlicher Sättigungsbeilage serviert. 
Deswegen waren sie in der Tat schnell zu lesen.  

Sie haben mit Ihrem Änderungsantrag kräftig nach-
gelegt. Diese Änderungsanträge sind Ausdruck de-
taillierter Regulierungswut. Sie können Macht – das 
zeigen Sie allen, und deswegen haben Sie in einer 
Nacht-und-Nebelaktion Änderungen hinter ver-
schlossenen Türen ausgekungelt, 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

damit einen Tag vor der Abstimmung im Grunde ein 
neues Gesetz vorliegt. Das Verfahren ist in der Tat 
an Intransparenz kaum zu überbieten. Es ist eine 
Ohrfeige, nicht nur für das Parlament, für die Öffent-
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lichkeit, auch für das angeblich so bürgernahe Kon-
sultationsverfahren, die Anhörung, eine Ohrfeige für 
die Sachverständigen, die in stundenlangen Sitzun-
gen Rede und Antwort gestanden haben.  

Der Medien- und Kulturausschuss hat in diversen 
Sitzungen beraten und über notwendige Korrektu-
ren gesprochen. Zumindest ich habe immer welche 
angesprochen. All das ist Makulatur. Denn nun sol-
len wir über ein Gesetz abstimmen, 

(Zuruf von der SPD 

das durch die einschneidenden Änderungen einen 
völlig anderen Charakter bekommt und über das in 
dieser Form nicht gesprochen wurde. Im Ausschuss 
wollten Sie nicht reden. Da gab es noch ein biss-
chen Angst vor der breiten Diskussion, deswegen 
heute dieses Hauruckverfahren. 

Apropos Angst: Welch eine Angst müssen Sie vor 
dem Mann haben, den Sie in diesem Änderungsan-
trag mit einem Federstrich trotz seiner exzellenten 
Arbeit die Chance auf eine Wiederbewerbung in 
anderthalb Jahren nehmen wollen, weil Sie die Vo-
raussetzung für sein Amt ändern. Ich meine den Di-
rektor der Landesanstalt für Medien, Dr. Jürgen 
Brautmeier. Vielleicht weil er ein zu kritischer Geist 
ist?  

(Zuruf von der SPD: Oh je!) 

Und wie beleidigen Sie damit seine Vorgänger, ver-
diente Sozialdemokraten wie Klaus Schütz und 
Prof. Dr. Schneider, die auch keine Juristen waren? 
Das zeigt besonders, wie willkürlich diese Änderung 
ist. Gab es Probleme? Gab es Probleme bei der 
Aufsicht? Nein.  

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Herr Kollege, 
entschuldigen Sie die Unterbrechung. Würden Sie 
eine Zwischenfrage von Herrn Kollegen Abel zulas-
sen? 

Thomas Nückel (FDP): Gerne. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Bitte. 

Martin-Sebastian Abel (GRÜNE): Vielen Dank, 
Herr Kollege, dass Sie die Zwischenfrage zulas-
sen. – Herr Kollege Nückel, ich bin etwas irritiert. 
Sie sagen, es sei ein Hauruckverfahren. Die Kolle-
gen vor Ihnen haben den Verlauf der Beratungen 
und die Konsultation, die fast ein Jahr zurückliegt, 
aufgerufen. Wie passt es zusammen, dass Sie hier 
von einem Hauruckverfahren sprechen und bereits 
gestern in Ihrer Presseerklärung auf Inhalte, die 
Ihnen heute vorliegen, eingehen? 

Thomas Nückel (FDP): Als ich vor 23 Stunden die-
se Änderungsanträge bekommen habe, habe ich 

sie gelesen, ausgewertet und daraufhin meine Re-
aktion beschrieben. Das ist diese Pressemitteilung. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Dort wurde deutlich, dass Sie in diesen Änderungs-
anträgen einige „dicke Dinger“ stehen haben, über 
die im Konsultationsverfahren, das Sie eben ange-
sprochen haben, nicht geredet wurde. Deswegen ist 
es eine Farce. Da komme ich fast schon wieder zur 
Überschrift der Pressemitteilung. 

Die Frage lautet: Ist es in vergleichbaren Strukturen 
wie der Landesanstalt für Medien nicht auch ausrei-
chend, wenn eine Person in der Führungsmann-
schaft die Befähigung zum Richteramt innehat, etwa 
eine Justitiarin. Ich meine Ja. Also: Warum steht es 
jetzt in Ihrem Änderungsantrag? Da ist Ihnen je-
mand politisch nicht genehm. Sind Sie doch ehrlich! 
Sie bereiten eine Art rot-grüner Filz bei der Posten-
besetzung in der Landesanstalt für Medien vor.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Noch gibt es aber die Chance, die Notbremse zu 
ziehen. Wir werden hier und heute beantragen, das 
Landesmediengesetz und die Änderungsanträge 
zurück an den Kultur- und Medienausschuss zu 
überweisen, um dort vielleicht die Möglichkeit zu 
haben, mit den Sachverständigen über diese Punk-
te, über die noch nie jemand geredet hat, zu disku-
tieren und ihre Stellungnahmen auszuwerten.  

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Der ursprüngliche Gesetzentwurf, über den wir ei-
gentlich heute gar nicht mehr beraten, war in Teilen 
durchaus unterstützenswert. Er hatte jedoch im 
Kernbereich einige Schwächen, die wir gerne durch 
unseren Änderungsantrag geheilt hätten, wie er 
Ihnen heute vorliegt. 

Im Einzelnen sind das zwei Punkte: Die staatlich 
verordnete Journalismus-Stiftung, die politisch und 
rechtlich bedenklich ist, wie die Anhörung ergeben 
hat, und deren Finanzierung über die Rundfunkbei-
träge der Bürger, wie ich meine, unzulässig ist. Aber 
auch das Versäumnis, die Medienkommission in der 
LfM zu entpolitisieren – nicht zuletzt mit Blick auf 
das ZDF-Urteil des Bundesverfassungsgerichts. Mit 
dem Ihnen vorliegenden Änderungsantrag der FDP 
könnten diese Probleme ausgeräumt werden. Er ist 
knapp, präzise und greift die wesentlichen Kritik-
punkte aus der Sachverständigenanhörung auf. 

Leider legen Sie im Prinzip ein neues Gesetz vor. 
Ihr gesamter Änderungsantrag ist ein Versuch, den 
rot-grünen Einfluss auf Medienstrukturen zu vergrö-
ßern, um, so behaupte ich, Ihre Klientel zu bedienen 
und ein für SPD und Grüne genehmes Personal flä-
chendeckend zu installieren.  

Die Aufblähung der Medienkommission auf 41 Mit-
glieder wird erstens die Arbeitsfähigkeit dieser 
Kommission erschweren – man hat ja bei der LfM 
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schon Erfahrung mit so großen Gremien –, und ist 
zweitens ein Versuch, eigene Klientel unterzubrin-
gen, um rot-grüne Mehrheiten zu sichern, Posten zu 
verteilen.  

Sie benennen Organisationen, die vom Geld des 
Landes abhängig sind. – Der Staatsferne dient dies 
sicherlich nicht.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Um fünf Plätze dürfen sich jetzt auch Organisatio-
nen bewerben. Der Casting-Wettbewerb im Landtag 
ist wohl ein bisschen nach Ihrem Geschmack. Wie 
werden wir den nennen: „NRWs next top-
Medienwächter“ oder so ähnlich? 

Unser Vorschlag zur Besetzung der Medienkom-
mission ist, glaube ich, besser und einfacher. Wir 
nehmen einige Politiker weg. Damit sinkt auch der 
politische Einfluss. Sie blähen die Kommission ein-
fach nur auf.  

Es gibt natürlich eine Menge Detailregelungswut. 
Die Medienversammlung findet statt, ohne dass sie 
im Gesetz steht. 2013 war das. Gestern fand eine 
statt. Jetzt steht sie im Gesetz, obwohl sie in einigen 
Jahren vielleicht nicht mehr sinnvoll ist, weil es mög-
licherweise bessere Formen als die Medienver-
sammlung gibt. Wer weiß? Aber nun muss sie ver-
anstaltet werden, weil sie im Gesetz steht. 

Prof. Sternberg hat es schon erwähnt: Den Bürger-
funk betrifft zwar nur eine geringe Änderung, aber 
diese schafft ein Abschaltfenster noch zu guter 
Sendezeit und gefährdet auf längere Sicht die Wirt-
schaftlichkeit der Sender. 

(Lebhafter Widerspruch von Matthi Bolte 
[GRÜNE])  

Sie gehen den doch im sehr analogen verhafteten 
Gruppen im Bürgerfunkbereich auf den Leim. Die 
sollen jetzt auch noch in der Medienkommission sit-
zen. Aber die Aufzählung dieser bürgermedialen 
Gruppen ist völlig einseitig.  

(Anhaltender lebhafter Widerspruch von 
Matthi Bolte [GRÜNE]) 

Sie schließt alle Bürger, die nicht organisiert sind, 
aus wie beispielsweise dreiviertel der Zulieferer von 
nrwision, Herr Bolte. Das übersehen Sie gerne: Die 
sind nicht in diesen Gruppen.  

Das größte Problem aber ist die Stiftung. Sie wird 
kein Konzept gegen das Verschwinden von Redak-
tionen sein. Die Zweifel daran, dafür Gebührengel-
der einzusetzen, habe ich bereits erwähnt.  

Wir wollen dem von der Landesregierung favorisier-
ten Modell eine andere Möglichkeit entgegenstellen. 
Damit komme ich kurz noch zu unserem Antrag 
„Gemeinnützigkeit von Journalismus anerkennen“.  

Dass spendenfinanzierter Journalismus in Deutsch-
land – wie auch in anderen Ländern – funktionieren 
kann, zeigen erfolgreiche Crowdfundingprojekte. 

Hemmschuh ist jedoch das Steuerrecht. Der Jour-
nalismus wird im Katalog der gemeinnützigen Tätig-
keiten des § 52 der Abgabenordnung leider nicht 
explizit genannt – anders als etwa die Tierzucht, 
das Kleingartenwesen oder der Modellflug.  

Wir halten es aber für nötig, Qualitätsjournalismus 
unter anderem darüber möglich zu machen. Es wä-
re wünschenswert, Pressevielfalt im regionalen oder 
lokalen Bereich durch gemeinnütziges Engagement 
zu stärken. Das findet zurzeit deshalb nicht statt, 
weil es keine Rechtssicherheit gibt und die Finanz-
ämter das in der Regel nicht als gemeinnützig aner-
kennen. Das ist unser staatsfernes Konzept, ein 
Vorschlag, der vielleicht ein Beitrag zur Erhaltung 
der Medienvielfalt sein kann. Darüber werden wir im 
Ausschuss sicherlich diskutieren. 

Das Landesmediengesetz können wir in der derzei-
tigen Form nicht akzeptieren. Vielleicht aber kom-
men wir bei den Beratungen im Kultur- und Medien-
ausschuss noch zusammen, auch wenn ich die 
Chance dafür als nicht allzu groß einschätze. – 
Danke. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Nückel. – Für die Piratenfraktion erteile 
ich als nächstem Redner Herrn Kollegen Schwerd 
das Wort.  

Daniel Schwerd (PIRATEN): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Sehr verehrte Zuschaue-
rinnen und Zuschauer auf der Tribüne und an den 
Mattscheiben! Wir Piraten haben von Anfang an 
deutlich gemacht, wo unsere Schwerpunkte bei der 
Überarbeitung des Landesmediengesetzes liegen. 
So wie wir es seit Jahren für alle Aufsichtsgremien 
von Rundfunkmedienanstalten fordern, wollen wir 
mehr Transparenz in deren Arbeit erreichen und die 
Gremien selbst staatsferner gestalten als das bisher 
der Fall ist. 

Diese Forderung haben wir für den WDR-
Rundfunkrat selber umgesetzt. Wir haben die Posi-
tion öffentlich ausgeschrieben und daraufhin den 
unserer Einschätzung nach am besten geeigneten 
und politisch unabhängigen Experten benannt.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Die staatsferne Zusammensetzung auch der LfM-
Medienkommission war eine unserer zentralen For-
derungen. Im März diesen Jahres, als der Gesetz-
entwurf der Landesregierung schon auf dem Tisch 
lag, hat uns das Bundesverfassungsgericht mit sei-
nem wegweisenden Urteil zur Zusammensetzung 
des ZDF-Fernsehrates Schützenhilfe geleistet. Das 
Gericht hat bestätigt, was wir schon lange fordern: 
Die Gremien der öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten, aber eben auch die Gremien der Landes-
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medienanstalten müssen staatsfern zusammenge-
setzt werden. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Eine weitere wichtige Forderung unsererseits war, 
dass auch ein Vertreter der Netzbürger in diesen 
Gremien vertreten sein muss. Uns war bewusst, 
dass man nicht irgendeine Gruppe per Gesetz aus-
suchen kann. Deshalb haben wir vorgeschlagen, 
dass sich Gruppen oder Einzelpersonen initiativ um 
eine Mitgliedschaft in der LfM-Medienkommission 
bewerben können, so wie wir das Verfahren schon 
für unser WDR-Rundfunkratsmitglied durchgeführt 
haben.  

Insofern freut es mich wirklich, dass wir im Landes-
mediengesetz gemeinsam verankern konnten, dass 
sich auch Gruppen und Einzelpersonen beim Land-
tag bzw. bei der LfM bewerben können. Dies er-
möglicht den netzpolitischen Initiativen tatsächlich, 
sich einzubringen.  

Gleiches gilt für die Frage der Karenzzeitregelung, 
die wir in den Verhandlungen zum Änderungsantrag 
anregten. Jetzt ist sichergestellt, dass für die Medi-
enkommission vorgesehene Mitglieder 18 Monate 
lang keine Tätigkeiten ausgeübt haben dürfen, die 
im Widerspruch zur neuen Aufgabe stehen. Diese 
Abkühlphase wird sicher dazu führen, dass Interes-
senkonflikte abnehmen.  

Es wird niemanden überraschen: Natürlich haben 
wir auch die von Herrn Prof. Holznagel in der Anhö-
rung geäußerte Idee aufgegriffen, die LfM mit den 
Aufgaben der Überwachung der Netzneutralität zu 
betrauen, soweit diese die Vorgaben des § 2 des 
Landesmediengesetzes betreffen.  

Hier bestand im Anschluss an unsere Anregung 
zumindest im Ausschuss fraktionsübergreifende Ei-
nigkeit, dass das sinnvoll sei. Auch dazu konnten 
wir nun eine Regelung im vorgelegten Änderungs-
antrag einbringen.  

Ich möchte die viel diskutierte „Stiftung für Vielfalt 
und Partizipation“ ansprechen. Schon im Ausschuss 
habe ich gesagt: Eine Regelung, nach der die LfM 
auch für die Aus- und Fortbildung in Medienberufen 
zuständig ist, gibt es schon im derzeit noch gelten-
den Gesetz von Schwarz-Gelb. Insofern fand ich die 
Diskussion darüber an einigen Stellen etwas be-
fremdlich. 

Natürlich muss man über die genaue Ausgestal-
tung – Stichwort: Staatsferne – reden. Aber grund-
sätzlich in Abrede zu stellen, dass die LfM in diesem 
Bereich überhaupt tätig sein soll, war schon sehr 
merkwürdig. 

Wir haben es von Anfang an abgelehnt, dass eine 
Landesstiftung etabliert werden soll, in der die Re-
gierung unmittelbaren Einfluss auf journalistische 
Arbeit nehmen könnte. Davon wurde glücklicher-
weise Abstand genommen. Aber der LfM einen 
Rahmen an die Hand zu geben, den Umwälzungs-

prozess in der Medienlandschaft zu begleiten und 
die Entwicklung vor allem von Onlinejournalismus 
zu unterstützen, halten wir für völlig richtig.  

Insofern haben wir auch mit einer gewissen Erleich-
terung zur Kenntnis genommen, dass mit der For-
mulierung „im Rundfunk und in den vergleichbaren 
Telemedien“, also im Internet, genau dies nun als 
inhaltlicher Schwerpunkt der Arbeit der „Stiftung“ 
festgeschrieben wird. 

Zum Schluss möchte ich noch kurz anbringen, was 
aus unserer Sicht darüber hinaus noch wün-
schenswert gewesen wäre.  

Wir haben vorgeschlagen, dass der Zwang zur Nut-
zung der deutschen Sprache im Bürgerfunk entfal-
len solle. Das hätte ermöglicht, dass sich auch Mig-
rantinnen und Migranten in ihren Muttersprachen im 
Bürgerfunk hätten engagieren können. Dem Bürger-
funk wäre damit eine weitere Zielgruppe erschlos-
sen worden. Das wäre ein weiterer kleiner Schritt 
hin zur Anerkennung einer bunten Gesellschaft ge-
wesen. Der Bürgerfunk hätte von weiteren Hörer-
schichten profitiert. Es bestehen jedoch rechtliche 
Bedenken in den Redaktionen, die letztlich die Ver-
antwortung für die ausgestrahlten Beiträge haben, 
die sie dann aber unter Umständen nicht verstehen 
würden. Diese Bedenken teile ich persönlich zwar 
nicht, erkenne sie aber an. Vielleicht findet sich spä-
ter noch eine Lösung. 

Und wir hätten uns gewünscht, der LfM die Mög-
lichkeit zu belassen, auch im Internet verbreiteten 
Hörfunk fördern zu können. Fördern zu können, 
wohlgemerkt. Eine Pflicht zur Förderung besteht da-
rin ja nicht. 

Alles in allem aber sind wesentliche Punkte unserer 
Forderungen aufgenommen worden. Wir haben uns 
deshalb entschieden, diesen Änderungsantrag ge-
meinsam zu stellen und dem so geänderten Gesetz 
dann zuzustimmen. Ich freue mich sehr über die 
stattgefundene erfolgreiche Zusammenarbeit. 

Dass dieser Änderungsantrag am Tag vor der ab-
schließenden Debatte reichlich spät kommt, ist ab-
solut richtig. Insofern ist der Wunsch nach weiterer 
Beratung nachvollziehbar. Für die Chance, partei-
übergreifend gemeinsame Lösungen zu finden, soll-
te immer ausreichend Zeit und Raum zur Verfügung 
stehen. Einer Rücküberweisung in den Ausschuss 
können wir daher ebenso auch zustimmen. 

Zum Schluss noch einige Worte zum Antrag der 
FDP-Fraktion bezüglich der Möglichkeit von ge-
meinnützigem Journalismus. Die Idee zusätzlicher 
Möglichkeiten zur Unterstützung investigativen 
Journalismus hat Charme. Natürlich stimmen wir 
der Überweisung in den Ausschuss zu. Wir werden 
dort sehr genau prüfen, dass mit einer solchen Initi-
ative nicht genau die Verlage subventioniert wer-
den, die kurz vor der Pleite stehen, weil sie sich seit 
Jahren neuen Geschäftsmodellen verweigern. Neue 
Ideen und unabhängigen investigativen Journalis-
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mus im digitalen Zeitalter zu unterstützen – als Bei-
spiele nenne ich den „Krautreporter“ oder das Cor-
rectiv – machen aber tatsächlich Sinn. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von den PIRATEN, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schwerd. – Für die Landesregierung 
erteile ich nunmehr Frau Ministerin Dr. Schwall-
Düren das Wort. 

Dr. Angelica Schwall-Düren, Ministerin für Bun-
desangelegenheiten, Europa und Medien: Sehr ge-
ehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren Abgeordneten! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich freue mich sehr, dass wir 
heute in die abschließende Phase der Beratungen 
der Novellierung des Landesmedienrechts eingetre-
ten sind. Die Beratungen wurden schon über einen 
längeren Zeitraum hinweg in verschiedenen Phasen 
durchgeführt. Es gab vor einem Jahr die schon an-
gesprochenen Onlinekonsultationen. Weiterhin gab 
es eine wirklich gute Auswertung der Anregungen, 
die wir dort bekommen haben. Schließlich gab es 
die Sachverständigenanhörung im Mai dieses Jah-
res im Ausschuss für Kultur und Medien. Jede die-
ser Phasen hat zusätzliche neue Erkenntnisse ge-
bracht, die dazu geführt haben, dass der vorliegen-
de Entwurf weiter verbessert werden konnte. 

Herr Professor Sternberg, als Sie vorhin angespro-
chen haben, dass wir doch eigentlich kein neues 
Landesmediengesetz bräuchten, weil wir doch ein 
gutes hätten, haben Sie in der Tat verkannt, dass 
wir dringende Bedarfe regeln müssen, weil sich die 
Medienlandschaft verändert hat und es notwendig 
ist, sinnvolle und ausgewogene Lösungsansätze 
vorzulegen, die die veränderten Rahmenbedingun-
gen für Medien in einer digitalen Gesellschaft be-
rücksichtigen. 

Dazu, meine Damen und Herren, sind an vielen 
Stellen Ausgleiche zwischen bestehenden Interes-
sen erforderlich. Das gilt genauso für die Frequenz-
nutzung wie für die Frage der Digitalisierung im Ka-
bel.  

Klar ist aber, dass es im Lichte von Art. 5 GG vor-
nehmlich Aufgabe des Medienrechtes ist, Vielfalt zu 
fördern und sicherzustellen. Ein wesentlicher Fokus 
der Regulierung liegt daher notwendigerweise auch 
darauf, das Entstehen von Inhalten und Angeboten 
zu fördern. Dazu enthält der Gesetzentwurf in der 
Tat neue Ansätze. Das betrifft zum Beispiel die 
schon mehrfach angesprochene Idee einer „Stiftung 
Vielfalt und Partizipation“, die Anpassung der Moda-
litäten der Vergabe und Nutzung von Übertragungs-
kapazitäten, die gesetzliche Verankerung der An-
reizregulierung oder auch die Unterstützung von 
Bürgermedien im digitalen Raum.  

Keine Frage: Neben viel Zustimmung und Unter-
stützung, die der Gesetzentwurf bekommen hat – 
übrigens unter anderem auch durch die Landesme-
dienanstalt –, gab es auch Kritik. Das schmälert 
meines Erachtens aber nicht den Wert der Vor-
schläge, sondern es liegt in der Natur der Sache; 
denn Neues wird wohl immer erst dann akzeptiert, 
wenn es sich in der Praxis bewiesen und bestätigt 
hat. 

Ich kann die Skeptiker nur dazu ermutigen, neue 
Herausforderungen mit neuen Ideen anzugehen; 
denn – um es mit den Worten von Gustav Heine-
mann zu sagen: – „Wer nichts verändern will, wird 
auch das verlieren, was er bewahren möchte.“ 

Meine Damen und Herren, mir ist es wichtig, noch-
mals auf einzelne Punkte einzugehen.  

Die Idee einer „Stiftung Vielfalt und Partizipation“ 
folgt den vonseiten vieler Akteure formulierten Be-
darfen. Die vorgeschlagene Vorschrift zur gesetzli-
chen Verankerung der Stiftung wurde ganz bewusst 
weit gefasst, um Staatsferne sicherzustellen und der 
LfM einen möglichst großen Gestaltungsspielraum 
einzuräumen. 

Die Landesmedienanstalt soll mit den Akteuren zu-
sammen die Betätigungsfelder für die Stiftung iden-
tifizieren. Dazu, wie dies konkret aussehen könnte, 
hat die Landesregierung in der Gesetzesbegrün-
dung Näheres ausgeführt. Nur auf diese Weise 
können praxisnahe und zugleich staatsferne Lösun-
gen sichergestellt werden.  

Meine Damen und Herren, die Kritik an der Verein-
barkeit der gesetzlichen Regelung mit dem Rund-
funkstaatsvertrag der Länder ist aus meiner Sicht 
nicht nachvollziehbar. Herr Schwerd hat hierzu eben 
schon einen Hinweis gegeben.  

Einerseits steht die Aufgabe der Stiftung unter dem 
Aspekt der Förderung der Medienkompetenz. Herr 
Prof. Sternberg, für mich beinhaltet Medienkompe-
tenz auch immer den Aspekt der Qualitätssicherung 
bei den Produzenten und damit den Journalisten. 
Angesichts der Konvergenz der Medien haben wir 
ganz neue Herausforderungen im journalistischen 
Bereich.  

Andererseits aber ist die Förderung des Entstehens 
von Inhalten zugleich auch Teil des verfassungs-
rechtlichen Gebots der Vielfaltssicherung. Die Lan-
desmedienanstalten sind bei der Wahrnehmung ih-
rer Kernaufgaben „Zulassung“ und „Aufsicht“ die-
sem Ziel verpflichtet und haben daher mit allen vom 
Gesetzgeber zur Verfügung gestellten Regulie-
rungsinstrumenten diese wichtige Funktion auszu-
üben. Ich kann Ihnen versichern: Im Länderkreis 
wird dies niemand infrage stellen.  

Meine Damen und Herren, zur Aufsichtsfunktion 
wurde in der Anhörung unter anderem von der Me-
dienkommission die Befürchtung erhoben, durch 
den Gesetzentwurf könnten zu hohe Anforderungen 
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an die Qualifikation ihrer Mitglieder gestellt wer-
den. – Ich möchte deutlich machen, dass die Medi-
enkommission selbstverständlich – auch in ihrer 
Funktion als Abbild gesellschaftlicher Gruppen – ein 
Fachgremium ist und dass Anforderungen keines-
falls allein aus dem Gesetz resultieren, sondern sich 
vielmehr aus der Praxis ergeben.  

Die LfM ist die zentrale und kompetente Stelle für 
Aufsichtsfragen rund um elektronische Medien. Mit 
dem Regierungsentwurf wird daher auch die Auf-
sicht über die Telemedien bei der LfM weiter zu-
sammengeführt. Ferner werden ihre Handlungs-
möglichkeiten im Rahmen der Aufsichtstätigkeit ge-
stärkt.  

Daraus folgt, dass die Medienkommission eine ho-
he Verantwortung trägt und über ihre plurale Rück-
bindung in die Gesellschaft hinaus Expertise in viel-
fältigen medienrelevanten Gebieten benötigt. Dies 
unterstreicht der Vorschlag der Landesregierung.  

Unabhängig davon, ob Fortbildung und Qualifikation 
im Gesetz verpflichtend verankert sind oder nicht – 
die Koalitionsfraktionen haben einen entsprechen-
den Änderungsantrag eingebracht –, sollte die Me-
dienkommission einen eigenen Anspruch an das 
Fachwissen ihrer Mitglieder haben und Überlegun-
gen dazu anstellen, wie dies mit den steigenden An-
forderungen aus der Praxis etwa durch Fortbildun-
gen sichergestellt werden kann.  

Meine Damen und Herren, ein weiterer Kritikpunkt 
insbesondere vonseiten der öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkveranstalter ist die vorgesehene Nutzung 
von UKW-Frequenzen für den Hörfunk. – Diese Kri-
tik ist auf der einen Seite verständlich, auf der ande-
ren Seite mit Blick auf die vorliegende Gesamtsitua-
tion allerdings nicht nachvollziehbar. Denn der Vor-
schlag trägt dazu bei, dass die aktuelle Übertra-
gungssituation von WDR und Deutschlandradio ge-
sichert wird und zugleich neue private Hörfunkan-
gebote entstehen können. Das Gesetz leistet damit 
einen Beitrag zur Vielfalt in Nordrhein-Westfalen, 
der von Mehrwert für Nutzerinnen und Nutzer ist, 
und berücksichtigt in angemessener Weise die 
Entwicklungsgarantie des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks.  

Ich möchte noch einige Anmerkungen zum Antrag 
der Fraktion der FDP machen, der sich mit der För-
derung von journalistischen Angeboten im lokalen 
und regionalen Raum befasst. – Ich freue mich, 
dass sich auch die FDP für die Journalismusförde-
rung in Nordrhein-Westfalen einsetzt. Die Sicherung 
von Vielfalt und Partizipation ist schließlich eines der 
Leitprojekte der Landesregierung. Damit unterstüt-
zen Sie im Grunde genommen die Idee einer „Stif-
tung Vielfalt und Partizipation“. Deshalb ist es für 
mich umso erstaunlicher, dass Sie in Ihrem Ände-
rungsantrag für die ersatzlose Streichung der Stif-
tung eintreten. Aber manchmal gibt es Widersprü-
che auch – oder gerade – bei der Opposition.  

Meine Damen und Herren, der Ausschuss hat den 
Gesetzentwurf der Landesregierung zum Landes-
mediengesetz in der letzten Woche ohne große wei-
tere Diskussionen im Grundsatz gebilligt. Der nun 
vorliegende Änderungsantrag der regierungstra-
genden Fraktionen justiert den Gesetzentwurf an 
einzelnen Stellen nach. Das ist auf der einen Seite 
der Auswertung der Anregungen aus der Sachver-
ständigenanhörung geschuldet und auf der anderen 
Seite mit Blick auf die Umsetzung der neuesten Ver-
fassungsrechtsprechung vorgenommen worden, die 
hier schon Thema war.  

Nachdem die Landesregierung den Entwurf in den 
Landtag eingebracht hatte, hat das Bundesverfas-
sungsgericht in seiner aktuellen Rechtsprechung 
Anforderungen an die staatsferne Ausgestaltung 
der Aufsichtsgremien im Rundfunk konkretisiert. In-
teressant fand ich, dass Herr Sternberg der Auffas-
sung war, dass überhaupt keine Änderung bei der 
Medienkommission und der LfM erfolgen müsse, 
während uns nun Herr Nückel mit Klagen überzieht, 
hier solle eine weitere Politisierung stattfinden.  

Das Landesmediengesetz wird mit den Änderungen 
des Regierungsentwurfs den Vorgaben des Bun-
desverfassungsgerichts gerecht, sofern der Ge-
setzentwurf nicht bisher schon den neuen Vorgaben 
des Gerichts entsprochen hatte. Weitere Anforde-
rungen an die Ausgestaltung der Medienkommissi-
on der Landesmedienanstalt werden umgesetzt. Die 
Landesregierung hat daher auf Bitten der Regie-
rungsfraktionen eine Formulierungshilfe zur Verfü-
gung gestellt, wie die Anforderungen im Landesme-
diengesetz umgesetzt werden könnten.  

Mit der Zustimmung zu diesem Gesetzentwurf 
schafft der Landtag die Grundlage für eine moderne 
Medienregulierung. Deshalb werbe ich nachdrück-
lich für die Billigung des vorliegenden Entwurfs. – 
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Ministerin Dr. Schwall-Düren. – Für die SPD-
Fraktion hat Herr Kollege Vogt noch einmal um das 
Wort gebeten, und das erhält er. Bitte. 

Alexander Vogt (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Professor Sternberg, ich will 
Ihre Lesekompetenz gar nicht infrage stellen. Ich 
glaube, es ist bei Ihnen am Willen gescheitert, sich 
mit diesem Änderungsantrag auseinanderzusetzen. 
Die Einschätzung, dass das Urteil zum ZDF-
Staatsvertrag keinerlei Einfluss auf andere Gesetz-
gebungsvorhaben hat, teilt ja noch nicht einmal Herr 
Nückel mit Ihnen. 

Wenn wir über die Zusammensetzung der Medien-
kommission reden, dann gilt doch Folgendes: Mehr 
Mitglieder und mehr Organisation sind ein Beitrag, 
um mehr Staatsferne zu erzeugen. Herr Nückel, 
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lassen Sie uns nur zwei Minuten über Ihren Vor-
schlag nachdenken, weniger Politiker in die Medi-
enkommission zu schicken und dadurch mehr 
Staatsferne zu erzeugen. Dabei reden Sie aber nie 
von sich. Sie reden immer von den anderen, von 
den großen Parteien und erhöhen damit zugleich 
Ihren eigenen Einfluss in der Kommission. Also las-
sen Sie solche Vorschläge! 

Unser Vorschlag ist richtig und gut, dass nämlich 
neue Mitglieder in die Kommission aufgenommen 
werden, dass sich Organisationen und Einzelperso-
nen bewerben und so in der Kommission mitarbei-
ten können. 

Zum Thema „Änderung der Pressesituation in den 
Kommunen“: Herr Prof. Sternberg, Sie unterbreiten 
den Vorschlag, Rahmenbedingungen im Landes-
mediengesetz zu schaffen, damit Verleger im Inter-
net Geld verdienen können. – Hunderte von Verle-
gern in diesem Land sind dabei, Konzepte und 
Ideen zu entwickeln – und dabei kam nicht eine ein-
zige Forderung von den Experten, das Ganze im 
Landesmediengesetz zu regeln. Wenn Sie hierzu 
Vorschläge haben, bin ich darauf gespannt. Sie ha-
ben ja gleich noch ein paar Sekunden. 

Lassen Sie mich noch einen Punkt zum Thema 
„Änderungsantrag“ ausführen. Von Ihnen kam die 
Kritik, dass wir Ihnen gestern noch einen Ände-
rungsantrag zugeleitet haben. – Liebe Kolleginnen 
und Kollegen von CDU und FDP, 2009 gab es auch 
ein Mediengesetz, zu welchem am 2. Dezember 
2009 hier im Landtag die zweite Lesung stattfand. 
Dazu gab es einen Änderungsantrag von CDU und 
FDP. Und wann wurde dieser gestellt und einge-
bracht? Am 1. Dezember 2009, das heißt: einen 
Tag vorher. Es besteht also kein Unterschied zu 
dem, wie wir mit unserem Änderungsantrag verfah-
ren.  

(Zuruf von der CDU) 

Bauschen Sie das also nicht so auf. Damals waren 
Sie nicht nur in der Lage, schneller zu lesen, son-
dern auch schneller zu schreiben.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wir sind damit auf der sicheren Seite. Wir haben 
hier einen vernünftigen Änderungsantrag einge-
bracht, und wir werben um Zustimmung für dieses 
Gesetz.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Vogt. – Für die CDU-Fraktion spricht 
Herr Abgeordneter Schick. 

Thorsten Schick (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Herr 
Keymis, nicht Herr Sternberg hat hier eine Bombe 
platzen lassen, sondern das war Ihr Änderungsan-

trag, den Sie gestern auf den Tisch geknallt haben. 
Der Unterschied zu uns, Herr Vogt, liegt darin, dass 
es sich bei Ihrem Änderungsantrag um 28 Seiten 
handelt und damit nicht um einzelne Punkte, son-
dern quasi um ein neues Gesetz. Das ist doch die 
Bombe. 

(Beifall von der CDU) 

Transparenz ist eine der großen Überschriften bei 
Ihrem Landesmediengesetz. Dann machen wir doch 
einmal transparent, worum es hier in Wirklichkeit 
geht: nämlich um eiskalte Machtpolitik. 

(Zurufe von der CDU) 

Da reicht ein Blick in § 100 Landesmediengesetz: 
„Die Direktorin oder der Direktor muss die Befähi-
gung zum Richteramt haben.“ Begründet wird das 
mit fadenscheinigen Argumenten wie „neue Auf-
sichtsfunktionen“ usw. Bislang sind die Landesme-
dienanstalten bzw. die Medienanstalt in Nordrhein-
Westfalen sehr gut gefahren mit Prof. Schneider, 
mit Klaus Schütz sowie Dr. Brautmeier, die diese 
Befähigung nicht haben. 

Es gibt also andere Gründe, und da machen wir die 
doch mal transparent: Im Jahr 2010 ist Dr. Jürgen 
Brautmeier zum Direktor der Landesanstalt für Me-
dien gewählt worden und nicht die Kandidatin von 
SPD und Grünen. Das löste große Verwunderung 
aus, weil die Zusammensetzung der Medienkom-
mission eigentlich ein anderes Ergebnis erwarten 
ließ. 

Drei Jahre sind seither vergangen. In der Zwischen-
zeit hat der Medienstaatssekretär sein politisches 
Prestigeobjekt auf den Tisch gelegt, nämlich das 
neue Landesmediengesetz sowie die „Stiftung Viel-
falt und Partizipation“. Doch der erhoffte Applaus 
blieb nach dem Arbeitsentwurf aus. Was es gab, 
waren Backpfeifen in Form von Kritik, weil das Ge-
setz so nämlich nicht verfassungskonform war. Das 
hatte der Direktor der Landesanstalt für Medien von 
Anfang an gesagt. Dazu brauchte er noch nicht 
einmal die Befähigung zum Richteramt.  

(Beifall von der CDU) 

Das konnte man sofort erkennen, wenn man sich 
ein wenig mit dieser Thematik auseinandersetzte.  

Die Folge: Über ein Jahr musste die Staatskanzlei 
nachbessern. Jetzt liegt der Referentenentwurf vor, 
und er hat immer noch eine erhebliche juristische 
Schieflage, wie auch die Anhörung ergeben hat.  

Was geblieben ist, ist das Unbehagen in den Frakti-
onen von SPD und Grünen und in der Staatskanzlei 
in Richtung Dr. Brautmeier. Deswegen ist Ihnen der 
Direktor der Landesanstalt für Medien ein Dorn im 
Auge. 

Jetzt liegen die Änderungsanträge auf dem Tisch. 
Darin zeichnet sich ab, dass Dr. Brautmeier im Jahr 
2016 sein Amt zur Verfügung stellen muss. Ich wer-
fe einmal einen Blick in die Glaskugel – obwohl, das 
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brauche ich gar nicht, denn es liegt eigentlich auf 
der Hand, was passieren wird: Im Jahr 2016 wird es 
eine neue Direktorin geben, und das wird Frauke 
Gerlach sein, die im Jahr 2010 gegen Dr. Brautmei-
er kandidiert hat.  

Damit geht auch einher, dass Sie die Zusammen-
setzung der Medienkommission verändern möch-
ten; denn Sie misstrauen den derzeitigen Mitglie-
dern, weil diese Ihrem Wunsch schon einmal nicht 
nachgekommen sind.  

(Vereinzelt Beifall von der CDU und der FDP) 

Sie organisieren in Hinterzimmern eiskalte Machtpo-
litik. Das hat bei der SPD in Nordrhein-Westfalen 
Tradition. Neu ist nur der Anstrich; hier verwenden 
Sie nämlich Begriffe wie „Partizipation“ und „Viel-
falt“. Wir wissen aber, dass der Lack bei Ihnen rela-
tiv schnell ab ist. Dann werden wir sehen, was dabei 
herumkommt. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schick. – Für Bündnis 90/Die Grünen 
erteile ich Herrn Kollegen Bolte das Wort. 

Matthi Bolte (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Wir reden im Moment viel 
von der Digitalisierung und den Herausforderungen, 
die die Digitalisierung für die Medienlandschaft mit 
sich bringt. Gerade gestern ist das bei der Medien-
versammlung 2014 der LfM ausführlich und facet-
tenreich diskutiert worden. Kollege Schick, Kollege 
Sternberg, da hätten Sie mal hingehen können. Das 
war ganz interessant und fast so lehrreich wie die 
Lektüre der „FAZ“. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, „Vielfalt und Parti-
zipation“ steht als Leitmotiv über diesem Gesetz-
entwurf. Es war ein tolles Verfahren. Dieses partizi-
pative Verfahren ging über mehr als anderthalb Jah-
re. Insofern kann man hier nicht von einem Hau-
ruckverfahren sprechen. Ich kann der Staatskanzlei 
und der Ministerin für dieses gute Verfahren nur 
danken. 

Lieber Kollege Nückel, es ist nicht angebracht, die-
se partizipative Herangehensweise, die wir jetzt ge-
wählt haben, als „NRW sucht den Supermedien-
wächter“ abzuqualifizieren. Es war gut, dass Sie 
noch mal klargestellt haben, dass Sie auch nichts 
von Bürgerfunk halten. Die Beteiligung der Commu-
nity und die Medienvielfalt kann man doch nicht in 
derartiger Weise abqualifizieren. Das ist wirklich 
nicht in Ordnung, das müssen Sie dringend klarstel-
len.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wir haben viel für die Sicherung der Vielfalt getan. 
Wir stärken den Lokalfunk. Wir sichern natürlich 

auch die Netzneutralität. Und das ist gut so, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. 

Von Schwarz und Gelb haben wir bisher immer ge-
hört, das solle der Markt richten. Dass Sie heute 
Änderungsanträge vorlegen, die dokumentieren, 
dass Sie da einen Erkenntnisprozess durchgemacht 
haben, ist gut. Es wundert mich allerdings, dass Sie 
plötzlich auf diese Idee gekommen sind, nachdem 
Sie das so viele Jahre vergeigt haben. 

Fazit, liebe Kolleginnen und Kollegen: Ein Gesetz ist 
besonders dann gut, wenn das Gemäkel der Oppo-
sition besonders kleinkariert ist. Kollege Sternberg, 
Kollege Schick und Kollege Nückel, Sie haben uns 
heute attestiert, dass wir hier einen guten Ände-
rungsantrag vorlegen und heute einem guten Ge-
setzentwurf zustimmen. 

Die kompletten Änderungsanträge resultieren aus 
der Anhörung. Das hätten Sie hier auch mal aner-
kennen können. 

Herr Kollege Nückel, ein Hauruckverfahren war das 
nun wirklich nicht. Ich weiß nicht, was Sie da von 
Ihrem Schlauchboot aus gesehen haben. So kom-
pliziert ist das, was wir in diesen Änderungsantrag 
geschrieben haben, nämlich alles gar nicht. Das 
haben Sie eben sogar selber gesagt. Wir haben hier 
einen guten Gesetzentwurf und einen guten Ände-
rungsantrag vorliegen. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Bolte. – Meine Damen und Herren, lie-
be Kolleginnen und Kollegen, weitere Wortmeldun-
gen liegen mir nicht vor. Deshalb schließe ich die 
Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich lasse erstens 
über den Änderungsantrag der Fraktionen von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und Piraten Drucksache 
16/6204 – Neudruck – abstimmen. Wer diesem Än-
derungsantrag zustimmen möchte, den darf ich um 
das Handzeichen bitten. – Das sind die Fraktionen 
von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Piraten. Wer 
ist gegen diesen Änderungsantrag? – Das sind die 
Fraktionen von CDU und FDP. Enthält sich jemand 
der Stimme? – Das ist nicht der Fall. Damit ist der 
Änderungsantrag Drucksache 16/6204 – Neu-
druck – angenommen. 

Ich lasse zweitens über den Änderungsantrag der 
FDP-Fraktion Drucksache 16/6218 abstimmen. Wer 
diesem Änderungsantrag zustimmen möchte, den 
darf ich um das Handzeichen bitten. – Das ist die 
FDP-Fraktion. Wer stimmt gegen diesen Antrag? – 
Das sind die Fraktionen von SPD, CDU, Bündnis 
90/Die Grünen und Piraten. Gibt es Enthaltun-
gen? – Das ist nicht der Fall. Damit ist der Ände-
rungsantrag Drucksache 16/6218 abgelehnt. 
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Ich lasse drittens über den Gesetzentwurf Drucksa-
che 16/4950 abstimmen. Bevor wir abstimmen, darf 
ich Ihnen aber noch folgende Hinweise geben: 

Wie in der Debatte bereits erwähnt worden ist, hat 
die CDU-Fraktion eine dritte Lesung des vorge-
nannten Gesetzentwurfs beantragt. Nach § 78 Abs. 
1 unserer Geschäftsordnung findet eine dritte Le-
sung auf Antrag einer Fraktion oder eines Viertels 
der Mitglieder des Landtags statt. Der Antrag muss 
vor Schluss der Beratung der zweiten Lesung 
schriftlich bei der Präsidentin eingereicht werden. 

Diese Voraussetzungen sind gegeben. Die Fraktio-
nen werden sich noch verständigen, wann die dritte 
Lesung durchgeführt werden soll. Sollte das noch in 
dieser Woche der Fall sein, muss das Plenum be-
kanntlich vor Eintritt in die entsprechende Tages-
ordnung darüber befinden. 

Ich weise zudem darauf hin, dass die FDP-Fraktion 
beantragt, den Gesetzentwurf zur Vorbereitung der 
dritten Lesung an den Ausschuss für Kultur und 
Medien zurückzuüberweisen. 

Wir kommen jetzt also in der zweiten von drei Le-
sungen zur Abstimmung über den Gesetzentwurf 
Drucksache 16/4950. Wer diesem Gesetzentwurf 
zustimmen möchte, den darf ich um das Handzei-
chen bitten. – Das sind die Fraktionen von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und Piraten. Wer stimmt 
gegen diesen Gesetzentwurf? – Das sind die Frak-
tionen von CDU und FDP. Gibt es Enthaltungen? – 
Das ist nicht der Fall. Damit ist der Gesetzentwurf 
Drucksache 16/4950 in zweiter Lesung in der 
geänderten Fassung angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich lasse viertens über 
den bereits angesprochenen Antrag der FDP auf 
Rücküberweisung des Gesetzentwurfs Drucksache 
16/4950 an den Ausschuss für Kultur und Medien 
abstimmen. Wer dieser Rücküberweisung zustim-
men möchte, den darf ich um das Handzeichen bit-
ten. – Das sind die Fraktionen von CDU, FDP und 
Piraten. Wer stimmt gegen diesen Antrag? – Das 
sind die Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen. Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht der 
Fall. Damit ist der Antrag der FDP-Fraktion auf 
Rücküberweisung des Gesetzentwurfs Druck-
sache 16/4950 an den Ausschuss abgelehnt. 

Ich lasse fünftens und letztens über den Antrag der 
FDP-Fraktion Drucksache 16/6130 abstimmen. Der 
Ältestenrat empfiehlt die Überweisung dieses An-
trags an den Ausschuss für Kultur und Medien. 
Die abschließende Abstimmung soll dort in öffentli-
cher Sitzung erfolgen. Wer dieser Überweisungs-
empfehlung zustimmen möchte, den darf ich um 
das Handzeichen bitten. – Gibt es Gegenstim-
men? – Enthaltungen? – Das ist jeweils nicht der 
Fall. Damit ist diese Überweisungsempfehlung ein-
stimmig angenommen. 

Herzlichen Dank. Ich schließe die Beratung und Ab-
stimmung zu Tagesordnungspunkt 4. 

Meine Damen und Herren, nun rufe ich auf: 

5 Überwachung und Datenzugriff im Bereich der 
Telekommunikation. Wie nutzen nordrhein-
westfälische Ermittlungsbehörden Funkzel-
lenabfragen, Stille SMS, IMSI-Catcher und W-
LAN-Catcher? 

Große Anfrage 10 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/5215 

Antwort 
der Landesregierung 
Drucksache 16/6051 

In Verbindung mit: 

Einführung einer Erhebungsmatrix für Funk-
zellenabfragen, Stille SMS und Einsätze von 
IMSI-Catchern – Bessere statistische Erfas-
sung von Daten für echte parlamentarische 
Kontrolle 

Antrag 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/6118 

Ich eröffne die Beratung und erteile als erstem Red-
ner für die Piratenfraktion Herrn Kollegen Herrmann 
das Wort. Bitte, Herr Kollege. Sie haben das Wort.  

Frank Herrmann (PIRATEN): Vielen Dank. – Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Verehr-
te Bürgerinnen und Bürger im Saal und im Stream. 
Nun zu einem Thema, das viele Menschen – oft zu 
Unrecht – zu Betroffenen macht: Funkzellenabfra-
gen und Co. 

(Vorsitz: Vizepräsident Daniel Düngel) 

Ich weiß: Die einen wollen von Überwachung nichts 
mehr wissen – wie man übrigens auch hier bei den 
Kolleginnen und Kollegen sieht, die gerade aus dem 
Saal laufen. Für andere hat die ernsthafte Diskussi-
on zu dem Thema noch nicht einmal richtig ange-
fangen. Ich gehöre zu der letzten Gruppe. 

Moderne Polizeiarbeit, meine Damen und Herren, 
ist grundrechtsbewusst, verhältnismäßig und evi-
denzbasiert. Wir wollten mit unserer Großen Anfra-
ge erfahren, ob elektronische Überwachungsmaß-
nahmen wie Funkzellenabfragen oder Stille SMS 
notwendig und effektiv für die Strafverfolgung sind: 
Werden sie sinnvoll eingesetzt? Oder läuft der Ge-
brauch aus dem Ruder? Werden sie – unrechtmä-
ßig – zum Routineinstrument? Sind sie gar schiere 
Überwachungsmaßnahmen?  

Uns fehlen die Belege für eine ordentliche Bewer-
tung sowohl in die eine wie in die andere Richtung. 
Die Ergebnisse der Großen Anfrage sind, offen ge-
sagt, dürftig. Außer einfachen numerischen Erfas-
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